
P. b . b . Erscheinungsort Wien, Verlagspostamt 1030 Wien

865

BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1971 Ausgegeben am 23. April 1971 44. Stück

134. Verordnung: Änderung der Verordnung über die Ermächtigung der Zollämter zur
Erteilung von Einfuhrbewilligungen in vereinfachter Form für Kaffee

1 3 5 . Verordnung: Änderung der Verordnung über die Ermächtigung der Zollämter zur
Erteilung von Einfuhrbewilligungen in vereinfachter Form

136. Verordnung: Abänderung der Verordnung über die Bewilligungspflicht entgeltlicher
Rechtsgeschäfte in der Einfuhr, deren Wert 1000 S nicht übersteigt

1 3 7 . Kundmachung: Berichtigung von Druckfehlern im Bundesgesetzblatt und in der Amtlichen
Sammlung wiederverlautbarter österreichischer Rechtsvorschriften

1 3 4 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 30. März
1971, mit der die Verordnung über die Er-
mächtigung der Zollämter zur Erteilung von
Einfuhrbewilligungen in vereinfachter Form

für "Kaffee geändert wird

Auf Grund des § 7 Abs. 1 lit. b des Außen-
handelsgesetzes 1968, BGBl. Nr. 314, wird im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Finanzen verordnet:

Artikel I
Die Verordnung des Bundesministers für Han-

del, Gewerbe und Industrie vom 1. Oktober
1969, BGBl. Nr. 344, über die Ermächtigung der
Zollämter zur Erteilung von Einfuhrbewilligun-
gen in vereinfachter Form für Kaffee wird wie
folgt geändert:

In der Anlage wird eingefügt:
nach „Dominikanische Republik" „Ecuador".

Artikel II

Diese Verordnung tritt am 4. Mai 1971 in
Kraft.

Staribacher

1 3 5 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie und des Bun-
desministers für Land- und Forstwirtschaft
vom 13. April 1971, mit der die Verordnung
über die Ermächtigung der Zollämter zur Er-
teilung von Einfuhrbewilligungen in verein-

fachter Form geändert wird

Auf Grund des § 7 Abs. 1 lit. b des Außen-
handelsgesetzes 1968, BGBl. Nr. 314, wird vom

Bundesminister für Handel, Gewerbe und Indu-
strie hinsichtlich der in der Anlage B 1 des Außen-
handelsgesetzes 1968 angeführten Waren und
vom Bundesminister für Land- und Forstwirt-
schaft hinsichtlich der in der Anlage B 2 des
Außenhandelsgesetzes 1968 angeführten Waren,
jeweils im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
ster für Finanzen, verordnet:

Artikel I
Die Verordnung des Bundesministers für Han-

del, Gewerbe und Industrie und des Bundesmini-
sters für Land- und Forstwirtschaft vom 27. No-
vember 1970, BGBl. Nr. 380, über die Ermächti-
gung der Zollämter zur Erteilung von Einfuhr-
bewilligungen in vereinfachter Form wird wie
folgt geändert:

1. § 1 hat zu lauten:

„§ 1. Die Zollämter werden ermächtigt, für
bewilligungspflichtige Rechtsgeschäfte oder Hand-
lungen, die die Einfuhr von Waren im Sinne
dieser Verordnung (§ 2) zum Gegenstand haben,
anläßlich der Abfertigung zum freien Verkehr
oder zum Vormerkverkehr zum Ungewissen
Verkauf nach Maßgabe der folgenden Bestim-
mungen über Antrag Bewilligungen in verein-
fachter Form zu erteilen, soweit eines der in der
Anlage zu dieser Verordnung angeführten Län-
der Ursprungs- oder Lieferland ist."

2. § 3 hat zu lauten:

„§ 3. Sofern nicht sowohl das Lieferland als
auch das Ursprungsland in der Anlage zu dieser
Verordnung angeführt sind, dürfen Bewilligun-
gen nur erteilt werden, wenn das neben dem in
der Anlage zu dieser Verordnung angeführten
Land als Liefer- oder Ursprungsland aufschei-
nende Land
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a) bei Waren, die in der Liste mit *) versehen
sind, in der Anlage I,

b) bei Waren, die in der Liste mit **) versehen
sind, in der Anlage II

der im § 2 genannten Verordnung angeführt ist."

Artikel II

Diese Verordnung tritt am 4. Mai 1971 in
Kraft.

Staribacher Weihs

Anlage

Ecuador
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken

136. Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft vom 14. April
1971, mit welcher die Verordnung des Bun-
desministers für Land- und Forstwirtschaft
vom 26. November 1970, BGBl. Nr. 378,
über die Bewilligungspflicht entgeltlicher
Rechtsgeschäfte in der Einfuhr, deren Wert

1000 S nicht übersteigt, abgeändert wird

Auf Grund des § 4 Abs. 3 des Außenhandels-
gesetzes 1968, BGBl. Nr. 314, wird verordnet:

Artikel I

Die Verordnung des Bundesministers für Land-
und Forstwirtschaft vom 26. November 1970,
BGBl. Nr. 378, über die Bewilligungspflicht ent-
geltlicher Rechtsgeschäfte in der Einfuhr, deren
Wert 1000 S nicht übersteigt, wird wie folgt ge-
ändert:

Nach der Position „07.01 F 3 Frischer Paprika"
wird eingefügt:

„07.01 H 1 Karotten"

Artikel II

Diese Verordnung tritt am 26. April 1971 in
Kraft.

Weihs

137. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
7. April 1971 betreffend die Berichtigung
von Druckfehlern im Bundesgesetzblatt und
in der Amtlichen Sammlung wiederver-
lautbarter österreichischer Rechtsvorschriften

Auf Grund des § 2 Abs. 4 des Bundesgesetzes
über das Bundesgesetzblatt, BGBl. Nr. 33/1920,
und des § 7 des Wiederverlautbarungsgesetzes,
BGBl. Nr. 114/1947, wird kundgemacht:

1. Die Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 14. Jänner 1970, BGBl.

Nr. 40, mit der Teile der Attersee Straße, der
Ennstal Straße, der Gasteiner Straße, der Katsch-
berg Straße, der Lamprechtshausener Straße, der
Paß Gschütt Straße, der Salzachtal Straße sowie
der Wiener Straße auf neu hergestellte bzw. neu
herzustellende Straßenteilstücke umgelegt und
Teile der Mondsee Straße, der Paß Gschütt Straße
sowie der Salzachtal Straße als Bundesstraße auf-
gelassen werden, wird wie folgt berichtigt:

a) In der Z. 10 hat es statt „10. die Straßen-
teilstücke der Paß Gschütt Straße im Bereich der
Gemeinde Golling werden" richtig „10. die
Straßenteilstücke der Paß Gschütt Straße im
Bereich der Gemeinden Abtenau, Rußbach und
Gosau werden" zu lauten;

b) in der Z. 11 hat es statt „11. die Straßen-
teilstücke der Salzachtal Straße im Bereich der
Gemeinden Abtenau, Rußbach und Gosau wer-
den" richtig „11. die Straßenteilstücke der
Salzachtal Straße im Bereich der Gemeinde Gol-
ling werden" zu lauten.

2. Die Kundmachung der Bundesregierung
vom 7. Juli 1970, BGBl. Nr. 259 und ASlg.
Nr. 3, mit der das Patentgesetz 1950 wieder-
verlautbart wird, wird wie folgt berichtigt:

Im Art. IV hat es in der Spalte „alt" statt
„43 a" richtig „43 c" zu lauten.

3. Die Verordnung des Bundesministers für
Unterricht und Kunst vom 13. August 1970,
BGBl. Nr. 275, über eine Änderung der Lehr-
pläne für die allgemeinbildenden höheren Schulen
in den Schuljahren 1970/71 bis 1974/75 wird
wie folgt berichtigt:

In der Anlage a hat es auf Seite 1490 im
Pflichtgegenstand „Geschichte und Sozialkunde"
bei den Didaktischen Grundsätzen im letzten
Satz des 6. Absatzes statt „national" richtig
„rational" zu lauten.

4. Die Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Unterricht und
Kunst vom 11. August 1970, BGBl. Nr. 286,
über die Studienordnung für die Studienrich-
tung Lebensmittel- und Gärungstechnologie wird
wie folgt berichtigt:

Im § 6 Abs. 5 hat es statt „(§ 19 des Allge-
meinen Hochschul-Studiengesetzes)" richtig „(§ 29
des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes)" zu
lauten.

5. Die Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Unterricht und
Kunst vom 11. August 1970, BGBl. Nr. 287,
über die Studienordnung für die Studienrichtung
Kulturtechnik und Wasserwirtschaft wird wie
folgt berichtigt:

Im § 11 Abs. 2 zweiter Satz hat es statt „Ein-
zelprüfungen" richtig „Einzelprüfern" zu lauten.
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6. Die Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Unterricht und
Kunst vom 11. August 1970, BGBl. Nr. 295,
über die Studienordnung für die Studienrichtung
Forst- und Holzwirtschaft wird wie folgt be-
richtigt:

a) Am Ende der lit. a des § 5 Abs. 2 ist an
Stelle des Beistriches ein Strichpunkt zu setzen;

b) im § 8 Abs. 2 erster Satz hat es statt „§ 25
Abs. 2 des Allgemeinen Hochschul-Studien-
gesetzes" richtig „§ 25 Abs. 1 des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes" zu lauten.

7. Die Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Unterricht und
Kunst vom 11. August 1970, BGBl. Nr. 296,
über die Studienordnung für die Studienrichtung
Landwirtschaft wird wie folgt berichtigt:

Im § 7 Abs. 2 lit. e hat es statt „Studien-
richtungen" richtig „Studienzweige" zu lauten.

8. Die Vereinbarung zur Durchführung des
Abkommens zwischen der Republik Österreich
und dem Spanischen Staat über Soziale Sicher-
heit, BGBl. Nr. 358/1970, wird wie folgt be-
richtigt:

a) Im Art. 10 des deutschen Textes hat es
statt „des Artikels 6" richtig „des Ar-
tikels 5 des Abkommens" zu lauten;

b) im Art. 10 des spanischen Textes hat es
statt „artículo 6" richtig „artículo 5 del
Convenio" zu lauten.

9. Die Verordnung der Bundesregierung vom
22. Dezember 1970, BGBl. Nr. 21/1971, über
die Sprengel der im Land Salzburg gelegenen
Bezirksgerichte wird wie folgt berichtigt:

Im § 6 hat es statt „Dorfbeuren" richtig
„Dorfbeuern" zu lauten.

10. Die Verordnung der Bundesregierung vom
12. Jänner 1971, BGBl. Nr. 32, über die Spren-
gel der in Steiermark gelegenen Bezirksgerichte
wird wie folgt berichtigt:

Im § 16 hat es statt „Hartberg-Umgebung"
richtig „Hartberg Umgebung" zu lauten.

11. Die Verordnung der Bundesregierung vom
23. Feber 1971, BGBl. Nr. 77, über die Sprengel
der in Tirol gelegenen Bezirksgerichte wird wie
folgt berichtigt:

a) Im § 10 hat es statt „Alpach" richtig
„Alpbach" zu lauten;

b) im § 12 hat es statt „Tösenz" richtig
„Tösens" zu lauten.

Kreisky
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